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Internationales

US-Rentner fürchten 
Obamas Gesundheitsreform
Der Ausgang der Senatswahlen am 2. November spiegelt nicht nur die anhaltende Kritik
der Republikaner an Obamas universellen Krankenversicherungsplänen wider. Auch ein
Großteil der Senioren wandte sich vom US-Präsidenten ab: Denn seine Pläne zur
Reform von Medicare haben in dem von der Rezession geschüttelten Volk massive 
Ängste vor weiteren Kürzungen geschürt.  

Von Martina Merten

Angst vor Qualitätseinbußen: Viele Senioren haben bei den Senatswahlen 
auf den letzten Drücker für die Republikaner gestimmt.Fotos: dpa
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Betty und Eugen Kleinschmidt
kommen eigentlich aus Mil -
waukee, Wisconsin. Doch seit

sechs Jahren leben die beiden 90-
Jährigen in Tucson im Sonnen staat
Arizona. Sie sind eines von rund
einhundert Ehepaaren, die in der
Seniorenresidenz Mountain view ihr
neues Zuhause gefunden haben.
Eugen Kleinschmidt hat als amt-
lich zugelassener Buch- und Rech -
nungsprüfer ein Leben lang sehr gut
verdient. Nur deshalb können er
und seine Frau nun im Alter die
Rund umversorgung, auch im Pflege -
fall, an einem solchen Ort finanzie-
ren. Dennoch geben die beiden
Rentner im Jahr mehr als 5 000 Euro
aus eigener Tasche für Arz neimittel
aus. Und das, obwohl sie wie alle
Personen ab dem 65. Lebens jahr in
den USA über das staatliche Sozial -
versicherungs pro gramm Medicare
krankenversichert sind.

500 Milliarden US-Dollar
sollen eingespart werden

Einem Großteil der US-Rentner
geht es deutlich schlechter als Betty
und Eugen Kleinschmidt. Weder
können sie ihren Lebens abend an
einem exklusiven Ort wie Moun -
tainview verbringen, noch ist es
ihnen möglich, mehrere Tausend
Euro pro Jahr für Medikamente aus-
zugeben. Eine steigende Anzahl der
Älteren hat Schulden, geht aus dem
Consumer Bankruptcy Demo gra-
ph ics Report hervor. Die Zahl derje-
nigen Senioren, die insolvent sind,
stieg von 14,3 Prozent in 2007 auf
16,9 Prozent in 2009. Verfrühte Ver -
rentung und hohe Selbstzahler kos -
ten für Krankheit zählen zu den
Hauptgründen, heißt es im Bericht.
Der durchschnittliche Schulden -
betrag der ab 55-Jährigen betrug
2008 rund 50 000 Euro. Gleichzeitig
schreitet der Alterungsprozess, wie
in vielen Industriestaaten, immer
weiter voran. Bis 2025 werden 25
Prozent der US-Bevölkerung 65
Jahre und älter sein.

Wie sehr die Zukunft der
Senioren die US-Bevölkerung be -
schäftigt, haben die Senatswahlen

am 2. No vember gezeigt: Die
Republi ka ner, die im Vorfeld der
Wahlen lauthals gegen Präsident
Barack Oba mas Pläne zur Reform
von Medicare an getreten sind,
konnten die ältere Generation vie-
lerorts überzeugen. Mitglieder der
GOP – der Grand Old Party – ver-
setzten viele Rent ner mit Kür -
z ungsszenarien und drohenden
Qualitätseinbußen für Medicare
sogar so in Angst und Schrecken,
dass viele Senioren auf den letzten
Drücker ihre Stimme den Republi -
kanern gaben – erstmals, hieß es in
zahlreichen Zei tungs berichten. 

Dabei sind die Auswirkungen
von Obamas Medicare-Reform -
plänen auf die Versorgung der 46,3
Millio nen Medicare-Bezieher in
den USA noch gar nicht genau
abzusehen, glaubt Prof. Dr. Chad
Boult, Pro fes sor an der Johns
Hopkins Bloom berg School of
Public Health. Im Vorfeld der
Wahlen war – und ist noch heute –
die Rede von 500 Milliarden US-
Dollar, die Obama mit Umschich -
tungen und Änderungen innerhalb
von Medicare einsparen wolle. US-
Senator John McCain schlüsselte
Teile dieser 500 Milliarden US-
Dollar während seiner zahlreichen
Auftritte im Vorfeld der Senats -
wahlen folgendermaßen auf: 120
Milliarden US-Dollar sollten allein
bei den sogenannten Medicare-
Advantage-Plä nen eingespart wer-
den. Das sind optional von Rent -
nern abzuschließende Versich e -
rungs pläne, bei de nen private
Versicherungsgesell schaf ten Ver -
träge mit Medicare abschließen
und die im Versor gungs umfang
über die traditionelle Medicare-Ver -
sicherung hinausgehen. Elf Millio -
nen Rentner verfügen über eine sol-
che Zusatzver siche rung. Weitere
150 Milliarden US-Dollar machen
McCains Auf fas sung zufolge von
Obama geplante Kürzungen für
Kran kenhäuser, Hospize und A l -
ters heime aus.   

Fest steht, dass mit dem im März
verabschiedeten „Patient Protec tion
and Affordable Care Act (PPACA)“
weiteren Kostensteigerungen inner-

halb des staatlichen Sozialversiche -
rungsprogramms entgegengewirkt
werden soll. So sollen beispielswei-
se die Vergütungsraten für Leis-
tungs anbieter von 2011 an sinken,
es sei denn, Krankenhäuser und
Ärzte schaffen es, ihre Dienstleis -
tungs kosten infolge von „Produk -
tivi täts steigerungen“ zu reduzie-
ren. Außerdem sollen Präventions -
programme dem Gesetz zufolge
langfristig zu Einsparungen führen.
Im Rahmen einer groß angelegten
Forschungsstudie soll herausgefun-
den werden, wie alternative Zah -
lungsmodelle zu mehr Versor gungs -
qualität und weniger Kosten führen
können. Derzeit gehen Experten von
Kostensteigerungen von sieben
Prozent jährlich innerhalb der nächs -
ten zehn Jahre bei Medi care aus.

Hausärzte nehmen keine
neuen Patienten mehr auf

In den Reihen der Ärzteschaft 
herr scht Einigkeit darüber, dass Me-
di care – unabhängig von den nun
anstehenden Reformschritten – in
seiner jetzigen Struktur nicht wei-
ter bestehen darf. Die seit Jahren
sinkenden Zahlungen an Hausärzte
haben vielerorts dazu geführt,
keine neuen Patienten mehr aufzu-
nehmen, berichtet Dr. Ronald A.
Goertz, Präsident der Amerikani -
schen Haus ärztevereini gung. Zah -
len des US-Zensus unterstreichen
diese Entwicklung: US-weit sind 27
Prozent aller Haus ärzte nicht län-
ger bereit, neue Medi care-Patienten
aufzunehmen, in einigen Städten
sind es bis zu 30 Prozent. Insgesamt
nehmen dem Zensus zufolge 8,3
Prozent aller Hausärzte nicht an
Medicare teil, in einzelnen Regio -
nen sind es bis zu zwölf Prozent. 

Der Grund hierfür liegt an der
1997 im Zuge des „Balance Budget
Act“ eingeführten Orientierung an
der „nachhaltigen Wachstumsrate“
(SGR – Sustainable Growth Rate).
Das Gesetz beinhaltete Kürzungen
von Medicare-Zahlungen an Haus -
ärzte, sollten deren Kosten ober-
halb der SGR liegen. Diese legt der
Kongress jährlich fest. „Da die SGR
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seit 2002 massiv zurückgegangen
ist, die Ausgaben der Ärzte aber
nicht, kommt es seit Jahren zu ste-
tig schlechteren Einnahmen, wenn
wir Medicare-Patienten behan-
deln“, erläutert Goertz. Vom 1.
Dezember an, dem Stichtag des
Kongresses für die Entscheidung
über die künftige SGR-Rate, steht
den Hausärzten eine erneute Kür-
zung ihrer Bezüge bevor – und zwar
nach Angaben von Dr. Andrew
Carroll um 21 Prozent. „Die SGR
muss dringend reformiert werden“,
so der Hausarzt aus Chandler, Ari -
zona. Sinnvoll wäre seiner An sicht
nach ein stärkerer Fokus auf Prä -
vention anstelle von Geräte medi zin.

Prof. Dr. Denis Cortese, Ehren -
präsident und bis Ende 2009 CEO
der Mayo Kliniken, hält das Medi -
care-System aus noch einem Grund
für „krank“: „Es beruht noch im -
mer auf der sogenannten ‚Fee-for-
Service-Variante‘“, erklärt Cortese,
der seit Anfang des Jahres an der
School of Health Management and
Policy an der State University of
Arizona in Phoenix lehrt. Hierbei
richtet sich die Bezahlung der Ärzte

nach der Formel: Preis pro Be -
handlung, multipliziert mit der
Häufig keit. „Die Bezahlungen sind
zwar in den vergangenen Jahren
gesunken, das Ausgabenniveau hat
sich aber nicht verändert, da die
Ärzte Leistungen einfach vermehrt
durchgeführt haben“, ist sich
Cortese sicher. Seiner Ansicht nach
müssten sich Bezahlungen im US-
Gesundheitssystem künftig ver-
mehrt nach dem Prinzip „Pay-for-
Value“ richten, also eine Bezahlung,
orientiert an den Ergebnissen, dem
Service und der Sicherheit der Be -
handlung. „Die Mentalität der Ver -
sicherungsunternehmen in den
USA ist aber leider noch immer
eine ,Fee-for-Service-Mentalität‘“,
kritisiert der Pulmonologe. 

Die Republikaner 
setzen auf Privatisierung

Das kritisiert auch Daniel Peter -
son, Vize präsident von Care More –
einer US-Versicherungs gesell schaft,
die mit Rentnern im Rahmen von
Medicare Verträge abschließt. „Die
jetzige Fee-for-Service-Struktur ent -
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hält keinerlei Leistungsanreize für
Ärzte“, findet Peterson. Prof. Dr.
Eugene Schneller, Experte für Pro -
zesskettenmanagement an der Ari -
zo na State University in Phoe nix,
geht in seiner Kritik an der jetzigen
Finanzierung der Leis tungs anbieter
noch einen Schritt weiter. „Wir
müssen uns überlegen, für welchen
Patienten welche Be hand lungs -
option Sinn macht“, so Schneller. Es
sei nicht alles für je den geeignet,
zudem müssten die an der Ver sor -
gung Beteiligten enger und transpa-
renter zusammenarbeiten.

Ob sich die Pläne Obamas trotz
der massiven Kritik der Repu -
blikaner tatsächlich durchsetzen
lassen, ist unter Beobachtern und
Public-Health-Experten umstritten.
Nur wenige Tage nach den Wahlen
am 2. November warteten die Re -
pu bli kaner bereits mit Plänen auf,
wie unter anderem Medicare refor-
miert werden soll. Zwar gestanden
sie auch die Budgetschwierigkeiten
und den Reformdruck ein. Aller -
dings gehen die Lösungsvorschläge
ganz klar in Richtung Privati sie -
rung des staatlichen Sozial ver siche -
rungsprogramms. So lautet ein Vor -
schlag, Medicare von 2018 an in ein
Coupon-Programm umzuwandeln.
Sollten die Ausgaben über einem
Prozent der Inflationsrate liegen,
müssten Patienten die zusätzlichen
Kosten aus eigener Tasche bezahlen
oder auf günstigere Versicherungs -
modelle umstellen. Die Demokra -
ten lehnen den Voucher-Vorschlag
klar ab. 

„Die Bezahlung im US-Gesundheits -
system müsste sich künftig vermehrt
an den Ergebnissen, dem Service und
der Sicherheit der Behandlung 
orientieren.“

Prof. Dr. Denis Cortese,
School of Health Management and Policy,
State University of Arizona

Martina Merten arbeitet als Fachjournalistin 
in Berlin.


